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Bekanntmachungen der Verbandsgemeinde Weida-Land 
 

Öffentliche Bekanntmachung  
 

der gefassten Beschlüsse in der 1. Sitzung des Verbandsgemeinderates der 
Verbandsgemeinde Weida-Land am 31.07.2019 

 
aus dem öffentlichen Sitzungsteil: 
Beschluss-Nr. 2019/VG/001 
Gültigkeit der Verbandsgemeinderatswahl 
 
Beschluss-Nr. 2019/VG/002 
Geschäftsordnung für den Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Weida-Land 
 
Beschluss-Nr. 2019/VG/003 
Hauptsatzung der Verbandsgemeinde Weida-Land 
 
Beschluss-Nr. 2019/VG/004 
Satzung der Verbandsgemeinde Weida-Land über die Entschädigung ehrenamtlich Tätiger und die 
Aufwandsentschädigung des Verbandsgemeindebürgermeisters 
 
Beschluss-Nr. 2019/VG/005 
Benennung eines Vertreters und eines Stellvertreters für die Verbandsversammlung des  
UHV "Mittlere Saale - Weiße Elster" 
 
Beschluss-Nr. 2019/VG/006 
Benennung eines Vertreters und eines Stellvertreters für die Verbandsversammlung des  
UHV "Untere Unstrut" 
 
Beschluss-Nr. 2019/VG/007 
Benennung eines Vertreters und eines Stellvertreters für die Verbandsversammlung des  
UHV "Helme" 
 
Beschluss-Nr. 2019/VG/008 
Benennung eines Vertreters und eines Stellvertreters für die Verbandsversammlung des  
UHV "Untere Saale" 
 
Beschluss-Nr. 2019/VG/009 
Benennung eines Vertreters und eines Stellvertreters für die Verbandsversammlung des  
UHV "Wipper-Weida" 
 
Beschluss-Nr. 2019/VG/010 
Vertrag über das Verhältnis der Verbandsgemeinde Weida-Land zu ihren Mitgliedsgemeinden im 
Rahmen der Erfüllung der Aufgaben gemäß Kommunalverfassungsgesetz Land Sachsen-Anhalt  
(KVG LSA), § 92 Abs. 1, 2 und 3 und den damit verbundenen Folgen in der aktuellen Fassung 
 
 
Nemsdorf-Göhrendorf, 13.08.2019 
 
Mylich 
Vorsitzender 
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aus dem öffentlichen Sitzungsteil 
 
• Beschluss-Nr. 2019/VG/004 
Beschlussgegenstand: 
Satzung der Verbandsgemeinde Weida-Land über die Entschädigung ehrenamtlich Tätiger und die 
Aufwandsentschädigung des Verbandsgemeindebürgermeisters 
 
Beschlusstext: 
Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Weida-Land   beschließt   die Satzung der 
Verbandsgemeinde Weida-Land über die Entschädigung ehrenamtlich Tätiger und die 
Aufwandsentschädigung des Verbandsgemeindebürgermeisters – lt. Anlage. 
 
 
Mylich 
Vorsitzender 
 
 
 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Hiermit wird angeordnet, die Satzung der Verbandsgemeinde Weida-Land über die 
Entschädigung ehrenamtlich Tätiger und die Aufwandsentschädigung des 
Verbandsgemeindebürgermeisters, beschlossen am 31.07.2019 unter  
der Beschluss-Nr. 2019/VG/004 und ausgefertigt durch den Verbandsgemeindebürgermeister am 
01.08.2019 durch handschriftliche Unterzeichnung 
im Amtsblatt der Verbandsgemeinde Weida-Land öffentlich bekannt zu machen. 
 
 
Nemsdorf-Göhrendorf, den 01.08.2019 
 
 
Kay-Uwe Böttcher 
Verbandsgemeindebürgermeister     - Siegel - 
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Satzung 
der Verbandsgemeinde Weida-Land 

über die Entschädigung ehrenamtlich Tätiger 
und die  

Aufwandsentschädigung des Verbandsgemeindebürgermeisters 
 

Aufgrund der §§ 8 und 35 Kommunalverfassungsgesetz für das Land  
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz  
vom 05.04.2019 (GVBl. LSA S. 66) und der Kommunal-Entschädigungsverordnung (KomEVO)  
vom 29.05.2019  hat der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Weida-Land nachfolgende 
Satzung beschlossen. 
 

§ 1 
Anspruchsumfang 

 
1) Für die Verbandsgemeinde ehrenamtlich Tätige erhalten nach Maßgabe dieser Satzung für 

ihre Tätigkeit Aufwandsentschädigung, Ersatzleistungen und Reisekostenvergütungen. 
 
2) Die Aufwandsentschädigungen werden in Form von Pauschalen und Sitzungsgeldern  gezahlt. 
 
3) Ansprüche aus Abs. 1 sind nicht übertragbar; auf sie kann nicht verzichtet werden. 
 

§ 2  
Aufwandsentschädigung für Verbandsgemeinderäte 

 
Die Mitglieder des Verbandsgemeinderates erhalten eine Aufwandsentschädigung in Form der 
Zahlung eines monatlichen Pauschalbetrages in Höhe von 65,00 Euro. 
 

§ 3 
Aufwandsentschädigung des Verbandsgemeindebürgermeisters 

 
1) Der Verbandsgemeindebürgermeister der Verbandsgemeinde Weida-Land erhält eine 

Aufwandsentschädigung in Höhe von 90,00 Euro monatlich.  
 
2) Die Aufwandsentschädigung wird monatlich gezahlt. 
 
3) Der Anspruch des Verbandsgemeindebürgermeisters auf eine Entschädigung für die Teilnahme an 

Sitzungen des Verbandsgemeinderates ist durch dessen Dienstaufwandsentschädigung abgegolten. 
 

 § 4 
Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche Tätigkeiten im Brandschutz 

 
1) Der Verbandsgemeindewehrleiter erhält eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von  

305,00 Euro. 
 
2) Die Wehrleiter der Ortsfeuerwehren der Verbandsgemeinde erhalten eine monatliche 

Aufwandsentschädigung in Höhe von 122,00 Euro. 
 

3) Die Jugendfeuerwehrwarte der Ortsfeuerwehren der Verbandsgemeinde erhalten eine monatliche 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 61,00 Euro. 

 
4) Die ehrenamtlichen Mitglieder der Ortsfeuerwehren erhalten je aktiven Einsatz (außer 

Einsatzübungen) eine Pauschale in Höhe von 10,00 Euro. 
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§ 5 
Zahlung der Aufwandsentschädigung 

 
1) Die monatlichen Aufwandsentschädigungen gemäß §§ 2 und 4 werden zum ersten eines Monats im 

Voraus gezahlt. 
 
2)  Entsteht oder entfällt der Anspruch während eines Kalendermonats, wird der monatliche  

 Pauschalbetrag um ein Dreißigstel gekürzt. 
 
3) Im Falle der Verhinderung des Vorsitzenden des Verbandsgemeinderates für einen 

zusammenhängenden Zeitraum von mehr als einem  Monat  wird dem Stellvertreter ab diesem 
Zeitpunkt die Monatspauschale des Vertretenen gezahlt. 

 
4) Aufwandsentschädigungen im Vertretungsfall werden abweichend vom Abs. 1 nachträglich 

gezahlt. 
 

5) Die Pauschalen gem. § 4 Abs. 4 werden abweichend vom Abs. 1 nachträglich quartalsweise 
gezahlt.  

 
§ 6 

Entgangener Arbeitsverdienst 
 

1)  Erwerbstätigen Personen wird auf Antrag der durch die ehrenamtliche Tätigkeit tatsächlich  
entstandene und nachgewiesene entgangene Arbeitsverdienst ersetzt. 
Selbstständigen wird auf Antrag der durch die ehrenamtliche Tätigkeit entstandene und glaubhaft 
gemachte Verdienstausfall ersetzt. 
 

2)   Der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfallende Arbeitgeberanteil zur  
      Sozialversicherung wird erstattet, soweit dieser zu Lasten des Entschädigungsberechtigten  
      an den Sozialversicherungsträger abgeführt wird. 
      An Stelle eines Ersatzes kann privaten Arbeitgebern das weitergewährte Arbeitsentgelt 
      unmittelbar erstattet werden.  

 
3)   Erstattungen nach Abs. 1 und 2 erfolgen nur auf schriftlichen Antrag. 

 
§ 7 

Verdienstausfallpauschale 
 

1)   Erwerbstätigen Personen und Selbstständigen, die die Höhe des Verdienstausfalls nicht 
      nachweisen oder glaubhaft machen können, wird auf Antrag Verdienstausfall abweichend 
      von § 7 in Form eines pauschalen Stundensatzes ersetzt (Verdienstausfallpauschale). 
      Die Verdienstausfallpauschale darf 19,00 Euro nicht übersteigen.  

 
§ 8 

Reisekostenvergütung 
 

1)   Ehrenamtlich Tätige erhalten Reisekostenvergütung nach den für Landesbeamte geltenden 
  Vorschriften. 
 

2)   Dienstreisen von ehrenamtlich Tätigen sind genehmigungspflichtig. 
    Die Genehmigung erteilt der Verbandsgemeindebürgermeister.  

 
3)   Aufwendungen für Dienstreisen am Dienst- oder Wohnort sind grundsätzlich mit der   

  Zahlung der Aufwandsentschädigung abgegolten.  



23. August 2019                                     Amtsblatt Nr. 22                                                           Seite 6 
 

§ 9 
Auslagenersatz 

 
Notwendige Auslagen können frühestens im darauf folgenden Kalendermonat auf schriftlichen Antrag 
erstattet werden. Dem Antrag sind Belege beizufügen. 
 

§ 10 
sprachliche Gleichstellung 

 
Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in der weiblichen und männlichen Form. 
 

§ 11 
Inkrafttreten / Außerkrafttreten 

 
1)  Diese Satzung tritt mit Wirkung zum 01.07.2019 in Kraft. 

 
2)  Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung der Verbandsgemeinde Weida-Land über die 

 Entschädigung ehrenamtlich Tätiger und die Dienstaufwandsentschädigung des 
 Verbandsgemeindebürgermeisters in der Fassung vom 11.12.2014 außer Kraft. 
 

 
 
Nemsdorf-Göhrendorf, den 01.08.2019 
 
 
 
Kay-Uwe Böttcher 
Verbandsgemeindebürgermeister    - Siegel - 
 
 
 
 
 
 
Bekanntmachung des Wahlleiters der Verbandsgemeinde Weida-Land 
 

Bekanntmachung 
über die Möglichkeit der Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis 

und die Erteilung von Wahlscheinen 
 

für die Landratswahl 
 

im Landkreis Saalekreis am 29. September 2019 
      
1. Das Wählerverzeichnis zu der oben genannten Wahl für die Wahlbezirke der 

Verbandsgemeinde Weida - Land kann in der Zeit vom 09.09.2019 bis 13.09.2019 während 
der Dienststunden im Einwohnermeldeamt der Verbandsgemeinde Weida – Land, 
Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf – Göhrendorf eingesehen werden. 

 Die Möglichkeit der Einsichtnahme endet am 13.09.2019, 12.00 Uhr.   

 Bei Führung im automatisierten Verfahren ist die Einsichtnahme des Wählerverzeichnisses 
auch durch ein Datensichtgerät möglich. Das Datensichtgerät darf nur von einem 
Bediensteten der Gemeinde bedient werden. 
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 Jeder Wahlberechtigte hat das Recht, Einsicht in das Wählerverzeichnis zu nehmen. Das 
Recht zur Einsichtnahme besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, über die 
eine Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes besteht. Innerhalb der Frist zur 
Einsichtnahme, ist das Anfertigen von Auszügen aus dem Wählerverzeichnis durch 
Wahlberechtigte zulässig, soweit dies im Zusammenhang mit der Prüfung des Wahlrechts 
einzelner bestimmter Personen steht. Die Auszüge dürfen nur für diesen Zweck verwendet 
und unbeteiligten Dritten nicht zugänglich gemacht werden. 

 

 Auf Verlangen des Wahlberechtigten ist in dem Wählerverzeichnis während der Möglichkeit 
der Einsichtnahme das Geburtsdatum unkenntlich zu machen. 

 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält kann innerhalb der 

möglichen Frist zur Einsichtnahme, spätestens bis 13.09.2019, 12.00 Uhr bei der 
Verbandsgemeinde Weida – Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf – Göhrendorf, 
Einwohnermeldeamt einen Antrag auf Berichtigung des Wählerverzeichnisses stellen. 

 

 Der Antrag ist schriftlich oder mündlich als Erklärung zur Niederschrift zu stellen. Sofern die 
behaupteten Tatsachen nicht offenkundig sind, hat die Antragstellerin/der Antragsteller die 
erforderlichen Beweismittel beizubringen. 

 

   
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten spätestens bis zum 

04.09.2019 eine Wahlbenachrichtigung. 
 

 Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss das 
Wählerverzeichnis einsehen und gegebenenfalls einen Antrag auf Berichtigung stellen, wenn 
sie/er nicht Gefahr laufen will, dass sie/er ihr/sein Wahlrecht nicht ausüben kann.  

 

 Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein 
hat.  

 
4. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 

4.1 eine in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte Person, 
 

4.2 eine nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte Person, 
 

 a) wenn sie nachweist, dass sie ohne ihr Verschulden die Antragsfrist für die Berichtigung 
des Wählerverzeichnisses versäumt hat, 

 b) wenn ihr Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist entstanden ist. 
 
 Wahlscheine können bis zum 27.09.2019, 18.00 Uhr, schriftlich oder mündlich bei der 

Verbandsgemeinde Weida – Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf – Göhrendorf, 
Einwohnermeldeamt beantragt werden.  

 

 Der Schriftform wird durch E-Mail, Telegramm, Fernschreiben oder Fernkopie Genüge 
getan. Fernmündliche Anträge sind nicht zulässig. 

 

 Eine behinderte wahlberechtigte Person kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer 
anderen Person bedienen. 

 

 Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte Personen können aus den unter 
4.2  angegebenen Gründen den Antrag noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr stellen.  

 Gleiches gilt, wenn die wahlberechtigte Person schriftlich erklärt, wegen einer plötzlichen 
Erkrankung das Wahllokal nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten aufsuchen 
zu können. 
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Die beantragende Person muss den Grund für die Erteilung eines Wahlscheins glaubhaft 
machen.  
 

Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen 
Vollmacht nachweisen, dass sie/er dazu berechtigt ist.   

Versichert die wahlberechtigte Person glaubhaft, dass ihr der beantragte Wahlschein nicht 
zugegangen ist, kann ihr bis zum Tag vor der Wahl, 12.00 Uhr, einen neuen Wahlschein 
erteilt werden. 
 

Verlorene und nicht rechtzeitig zugegangene Wahlscheine werden nicht ersetzt.  
 
5. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl durch Stimmabgabe in einem beliebigen 

Wahlbezirk des Wahlgebietes oder durch Briefwahl teilnehmen. 
 

 Ergibt sich aus dem Wahlscheinantrag nicht, dass die wahlberechtigte Person vor einem 
Wahlvorstand wählen will, so erhält sie mit dem Wahlschein zugleich 
- einen amtlichen Stimmzettel, 
- einen amtlichen Wahlumschlag,  
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist,  
       versehenen Wahlbriefumschlag.   

 Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, 
wenn die bevollmächtigte Person vom Wahlberechtigten bereits auf dem Wahlscheinantrag 
benannt wurde oder die Berichtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer 
schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird.  

 

 Holt die wahlberechtigte Person persönlich den Wahlschein und die Briefwahlunterlagen ab, 
so kann sie die Briefwahl an Ort und Stelle ausüben. 

 

 Wer durch Briefwahl wählt, muss den Wahlbriefumschlag mit Briefwahlunterlagen so 
rechtzeitig an die auf dem Wahlbriefumschlag angegebene Stelle übersenden, dass der 
Wahlbrief spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. 

 

 Der Wahlbrief kann auch dort abgegeben werden.   

 
Weitere Hinweise darüber, wie durch Briefwahl gewählt wird, sind dem Wahlschein zu 
entnehmen. 

 
 
 
Nemsdorf - Göhrendorf, den 23.08.2019                         Dubb  
   (Unterschrift) 
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Bekanntmachungen der Gemeinde Farnstädt 
 
Beschluss des Gemeinderates Farnstädt vom 05.08.2019 
aus dem öffentlichen Sitzungsteil 
 
Beschlussgegenstand: 
• Beschluss-Nr. 2019/FA/005 

Satzung der Gemeinde Farnstädt über die Entschädigung ehrenamtlich  
     Tätiger und die Aufwandsentschädigung des Bürgermeisters 
 
Beschlusstext: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Farnstädt   beschließt   die Satzung der Gemeinde Farnstädt über die 
Entschädigung ehrenamtlich Tätiger und die Aufwandsentschädigung des Bürgermeisters – lt. Anlage. 
 
 
Mylich 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Hiermit wird angeordnet, die Satzung der Gemeinde Farnstädt über die Entschädigung 
ehrenamtlich Tätiger und die Aufwandsentschädigung des Bürgermeisters, beschlossen am 
05.08.2019 unter der Beschluss-Nr. 2019/FA/005 und ausgefertigt durch den Bürgermeister am 
07.08.2019 durch handschriftliche Unterzeichnung 
im Amtsblatt der Verbandsgemeinde Weida-Land öffentlich bekannt zu machen. 
 
 
Farnstädt, den 07.08.2019 
 
 
Frank Mylich 
Bürgermeister     - Siegel - 
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Satzung 
der Gemeinde Farnstädt 

über die Entschädigung ehrenamtlich Tätiger 
und die  

Aufwandsentschädigung des Bürgermeisters 
 

Aufgrund des § 35 Kommunalverfassungsgesetz  für das Land Sachsen-Anhalt (KVG LSA)  
vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.04.2019  
(GVBl. LSA S. 66) und der Kommunal-Entschädigungsverordnung (KomEVO) v. 29.05.2019 
hat der Gemeinderat der Gemeinde Farnstädt in seiner Sitzung am 05.08.2019 nachfolgende Satzung 
beschlossen. 
 

§ 1 
Anspruchsumfang 

 
1)  Für die Gemeinde Farnstädt ehrenamtlich Tätige erhalten nach Maßgabe dieser Satzung für ihre 

Tätigkeit Aufwandsentschädigung, Ersatzleistungen und Reisekostenvergütungen. 
 
2)  Die Aufwandsentschädigungen werden in Form von Pauschalen und Sitzungsgeldern gezahlt. 
 
3) Ansprüche aus Abs. 1 sind nicht übertragbar; auf sie kann nicht verzichtet werden. 
 

§ 2  
Aufwandsentschädigung  

 
1)  Die Mitglieder des Gemeinderates erhalten eine Aufwandsentschädigung in Form der  
     Zahlung eines monatlichen Pauschalbetrages in Höhe von 70,00 Euro. 
 
2)  Dem Vorsitzenden des Ausschusses, soweit der Vorsitz nicht dem ehrenamtlichen 
     Bürgermeister obliegt, wird eine zusätzliche Aufwandsentschädigung in Höhe von  
     70,00 Euro monatlich gewährt.  
     Dem Vorsitzenden einer Fraktion wird eine zusätzliche Aufwandsentschädigung in Höhe 
     von 35,00 Euro monatlich gewährt.  
 
     Übt ein Mitglied innerhalb der Vertretung mehrere Funktionen (Ausschuss-Vorsitz und 
     zugleich Fraktions-Vorsitz) aus, wird die zusätzliche Aufwandsentschädigung nur einmal für  
     die Funktion mit dem höchsten Entschädigungssatz gewährt. 

 
§ 3 

   Sitzungsgeld  
sachkundige Einwohner 

 
1) Sachkundige Einwohner, die zu Mitgliedern des beratenden Ausschusses bestellt wurden, 
    erhalten ausschließlich Sitzungsgeld in Höhe von 17,00 Euro je Sitzung und Tag. 

 
2) Der Nachweis über die Teilnahme an der Sitzung erfolgt durch eine vom Vorsitzenden 
    gegengezeichnete Anwesenheitsliste. 

 
3)  Sitzungsgeld wird halbjährlich gezahlt. 
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§ 4 
Aufwandsentschädigung des Bürgermeisters 

 
1)   Der Bürgermeister der Gemeinde Farnstädt erhält eine Aufwandsentschädigung in Höhe von  

1.040,00 Euro monatlich. 
 

2)   Die Aufwandsentschädigung wird monatlich gezahlt. 
 

3)   Der Anspruch des Bürgermeisters auf eine Entschädigung für die Teilnahme an Sitzungen des 
Gemeinderates ist durch dessen Aufwandsentschädigung abgegolten. 

 
§ 5 

Zahlung der Aufwandsentschädigung 
 

1)   Die monatlichen Aufwandsentschädigungen gemäß §§ 2 und 3 werden zum ersten eines Monats 
im Voraus gezahlt. 

 
2)   Im Falle der Verhinderung des ehrenamtlichen Bürgermeisters für einen zusammenhängenden 

Zeitraum von mehr als einem Monat kann dem Stellvertreter für die über einen Monat 
hinausgehende Zeit eine Aufwandsentschädigung bis zur Höhe derjenigen des Vertretenen gewährt 
werden. Die Aufwandsentschädigung für den Verhinderungsfall wird nachträglich am ersten Tag 
des folgenden Monats gezahlt. 
 

§ 6 
Wegfall der Aufwandsentschädigung 

 
1) Wird die ehrenamtliche Tätigkeit länger als drei Monate ununterbrochen nicht ausgeübt, entfällt der 

Anspruch auf die Zahlung einer Aufwandsentschädigung für die über drei Monate hinausgehende 
Zeit. 
 

2) Für ehrenamtliche Bürgermeister, die ihr Ehrenamt länger als einen Monat ununterbrochen nicht 
ausüben, ist Abs. 1 entsprechend anzuwenden.  

 
3) Entsteht oder entfällt der Anspruch während eines Kalendermonats, wird der monatliche 

Pauschalbetrag für jeden Tag, an dem kein Anspruch besteht, um ein Dreißigstel gekürzt. 
 

§ 7 
Entgangener Arbeitsverdienst 

 
1) Erwerbstätigen Personen wird auf Antrag der durch die ehrenamtliche Tätigkeit tatsächlich  
    entstandene und nachgewiesene entgangene Arbeitsverdienst ersetzt. 
    Selbstständigen wird auf Antrag der durch die ehrenamtliche Tätigkeit entstandene und glaubhaft 

gemachte Verdienstausfall ersetzt. 
 
2) Der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfallende Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung 

wird erstattet, soweit dieser zu Lasten des Entschädigungsberechtigten an den 
Sozialversicherungsträger abgeführt wird. 

     An Stelle eines Ersatzes kann privaten Arbeitgebern das weitergewährte Arbeitsentgelt unmittelbar 
erstattet werden.  

 
3) Erstattungen nach Abs. 1 und 2 erfolgen nur auf schriftlichen Antrag. 

 
 
 



23. August 2019                                     Amtsblatt Nr. 22                                                           Seite 12 
 

§ 8 
Verdienstausfallpauschale 

 
1) Erwerbstätigen Personen und Selbstständigen, die die Höhe des Verdienstausfalls nicht 
    nachweisen oder glaubhaft machen können, wird auf Antrag Verdienstausfall abweichend 
    von § 7 in Form eines pauschalen Stundensatzes ersetzt (Verdienstausfallpauschale). 
    Die Verdienstausfallpauschale darf 19,00 Euro nicht übersteigen.  

 
§ 9 

Reisekostenvergütung 
 

1) Ehrenamtlich Tätige erhalten Reisekostenvergütung nach den für Landesbeamte geltenden 
Vorschriften. 

 
2) Dienstreisen von ehrenamtlich Tätigen sind genehmigungspflichtig. 
 Die Genehmigung erteilt der Verbandsgemeindebürgermeister.  
 
3) Aufwendungen für Dienstreisen am Dienst- oder Wohnort sind grundsätzlich mit der Zahlung der 

Aufwandsentschädigung abgegolten.  
 

§ 10 
Auslagenersatz 

 
Notwendige Auslagen können frühestens im darauf folgenden Kalendermonat auf schriftlichen Antrag 
erstattet werden.  Dem Antrag sind Belege beizufügen. 
 

§ 11 
sprachliche Gleichstellung 

 
Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in der weiblichen und männlichen Form. 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.08.2019 in Kraft. 
 
Zum gleichen Zeitpunkt treten die Satzung der Gemeinde Farnstädt über die Entschädigung 
ehrenamtlich Tätiger und die Aufwandsentschädigung des Bürgermeisters in der Fassung  
vom 27.11.2014, die Satzungen zur 1. Änderung vom 02.12.2015 sowie die Satzung zur  
2. Änderung vom 02.03.2016 außer Kraft. 
 
 
Farnstädt, den 07.08.2019 
 
 
Frank Mylich 
Bürgermeister            - Siegel - 
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Bekanntmachung des Amtes für Landwirtschaft, Flurneuordnung und 
Forsten Süd – Außenstelle Halle 
 
 
Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung            22.07.2019 
und Forsten Süd 
Müllnerstraße 59 
06667 Weißenfels 
 
 
 
Flurbereinigungsverfahren „Rothenschirmbach FL“ 
Verf.-Nr.: 611-46 ML0215 
Landkreise: Mansfeld- Südharz, Saalekreis 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
Vorläufige Besitzeinweisung 

gem. § 65 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) 
 

 
1. Vorläufige Besitzeinweisung 
Für das gesamte Flurbereinigungsgebiet wird die vorläufige Besitzeinweisung gemäß § 65 Absatz 2 
Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) neu  gefasst  durch  Bekanntmachung  vom  16.  März 1976 (BGBl.  
I S. 546); zuletzt geändert durch Art. 17 des Gesetzes vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794) angeordnet. 
Maßgebend  für  die  vorläufige  Besitzeinweisung  in  die  neuen Grundstücke sind die 
Überleitungsbestimmungen, die nach § 62 Abs. 2 i.V.m. § 65 Abs. 2 Satz 3 FlurbG erlassen worden 
sind. Die Bekanntgabe der Auslegung der Überleitungsbestimmungen ist Bestandteil der öffentlichen 
Bekanntmachung. 
Als  Zeitpunkt  der  vorläufigen  Besitzeinweisung  wird  der 30.09.2019 festgesetzt. 
Er gilt auch als Stichtag für die Gleichwertigkeit der Grundstücke. 
 
2. Anordnung der sofortigen Vollziehung 
Die sofortige Vollziehung der vorläufigen Besitzeinweisung und der Überleitungsbestimmungen wird 
gemäß § 80 Abs. 2 Ziffer 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19.03.1991 (BGBl I S.686) 
angeordnet. 
Rechtsbehelfe gegen diese Anordnung haben keine aufschiebende Wirkung. 
 
Begründung 
Zu 1: Die Voraussetzungen des § 65 Abs. 1 sowie des Abs. 2 Satz 4 des FlurbG liegen vor. 
Die Grenzen der neuen Grundstücke sind in die Örtlichkeit übertragen, die endgültigen Nachweise für 
Fläche und Wert der neuen Grundstücke liegen vor, das Verhältnis der Abfindung zu dem von jedem 
Beteiligten Eingebrachten steht fest.  
Der von den Teilnehmern gewählte Vorstand der Teilnehmergemeinschaft ist zu den vorstehenden 
Regelungen gehört worden und hat sich mit diesen einverstanden erklärt. 
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Die Anordnung der vorläufigen Besitzeinweisung zu dem festgesetzten Zeitpunkt ist notwendig, um 
die neuen Grundstücke noch in diesem Herbst in Besitz, Verwaltung und Nutzung der Empfänger 
übergeben zu können und dadurch die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bearbeitung der 
Abfindungsgrundstücke zu ermöglichen. 
Die Anordnung der vorläufigen Besitzeinweisung und der Erlass der Überleitungsbestimmungen 
dienen der Beschleunigung des Verfahrens zur Vermeidung von Übergangsschwierigkeiten, die den 
Beteiligten durch längeres Warten auf den Eintritt des neuen Rechtszustandes entstehen würden.  
Es liegt im Interesse der Beteiligten, dass der durch das Flurbereinigungsverfahren angestrebte Erfolg 
möglichst frühzeitig, d.h. schon vor Bestandskraft des Flurbereinigungsplanes, herbeigeführt wird.  
Mit der vorläufigen Besitzeinweisung werden darüber hinaus geordnete Bewirtschaftungsverhältnisse 
erreicht. 
 
Zu  2:  Die  sofortige  Vollziehung  vorstehender  Anordnung  über die vorläufige Besitzeinweisung 
erfolgt gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4  der  VwGO  im  öffentlichen  Interesse  und  im  überwiegenden 
Interesse aller Beteiligten. Wegen der bevorstehenden Bestellung der landwirtschaftlichen Nutzflächen 
und zur Beseitigung von Nachteilen, die durch den Ausbau von Wegen, Gräben und 
landschaftspflegerischen Anlagen im Altbestand entstehen bzw. entstanden sind (Zerschneidungen, 
Flächenverluste), ist es erforderlich, einen sofortigen Übergang des Besitzes an den neuen 
Grundstücken auf die neuen Besitzer zu gewährleisten. 
Die Vorteile der neuen Feldeinteilung und des neu geschaffenen Wegenetzes sollen der Landwirtschaft 
möglichst rasch und uneingeschränkt zu Gute kommen. 
 
Durch  die  sofortige  Vollziehung  der  vorläufigen  Besitzeinweisung und der 
Überleitungsbestimmungen wird gewährleistet, dass die Einweisung in die neuen Flächen zu einem 
einheitlichen Termin erfolgt. Es wird verhindert, dass  sich durch die mögliche Einlegung eines 
Widerspruchs die Inbesitznahme der neuen Flächen und die Abgabe der alten Flächen in einigen 
Fällen verzögert und dadurch die Überleitung des neuen Besitzes in der Gesamtheit unmöglich würde.  
Verzögerungen  bei  der  Besitzübergabe  würden  Verspätungen der notwendigen Bestellung 
hervorrufen, die im wirtschaftlichen Interesse der Beteiligten vermieden werden müssen. Jede 
Verzögerung würde einen Zeitverlust von mindestens einem Jahr bedeuten, da der Besitzübergang 
wirtschaftlich sinnvoll nur bis zum Herbst stattfinden kann. 
Zur  Herbeiführung  der  mit  der  Besitzeinweisung  einhergehenden Vorteile und zur Vermeidung 
schwerwiegender Folgen und Nachteile ist die sofortige Vollziehung der vorstehenden Anordnung 
gerechtfertigt. Das öffentliche Interesse an der grundsätzlichen Beschleunigung des Verfahrens sowie 
das überwiegende Interesse  der  Beteiligten  an  der  unverzüglichen  Durchführung des 
Besitzwechsels überwiegen das private Interesse etwaiger Widerspruchsführer  an  der  aufschiebenden  
Wirkung  ihrer  Widersprüche. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Zu 1: Gegen diese Anordnung der vorläufigen Besitzeinweisung und den Erlass der 
Überleitungsbestimmungen kann innerhalb eines  Monats  nach  Bekanntgabe  Widerspruch 
erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Süd, 
Müllnerstraße 59, 06667 Weißenfels einzulegen. 
Zu  2:  Gegen  die  Anordnung  der  sofortigen  Vollziehung  kann beim Oberverwaltungsgericht  des  
Landes  Sachsen-Anhalt, Breiter Weg 203, 39104 Magdeburg, die Wiederherstellung der 
aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs bei der Geschäftsstelle dieses Gerichts beantragt werden. 
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Hinweise 
Die vorläufige Besitzeinweisung liegt mit Begründung, den zugehörigen Überleitungsbestimmungen, 
den Karten zur vorläufigen Besitzeinweisung und Verzeichnissen ab Bekanntgabe dieser vorläufigen 
Besitzeinweisung 4 Wochen  in der 
 
Lutherstadt Eisleben    Verbandsgemeinde Weida Land 
Markt 1     Hauptstraße 43 
06295 Lutherstadt Eisleben   06268 Nemsdorf- Göhrendorf 
 
Gemeinde Seegebiet Mansfelder Land Verbandsgemeinde Unstruttal 
Pfarrstraße 8     Markt 1 
06317 Seegebiet Mansfelder Land  06632 Freyburg 
           OT Röblingen am See 
 
Stadt Mücheln     Goethestadt Bad Lauchstädt 
Markt 1     Markt 1 
06249 Mücheln    06246 Goethestadt Bad Lauchstädt 
 
Gemeinde Teutschenthal   Gemeinde Salzatal 
Am Busch 19     Am Rathaus 31 
06179 Teutschenthal    06198 Salzatal 
 
Stadt Gerbstedt    Stadt Querfurt 
Markt 1     Markt 1 
06347 Gerbstedt    06262 Querfurt 
 
Stadt Allstedt     Verbandsgemeinde Mansfelder Grund-Helbra 
Forststraße 9     An der Hütte 1 
06542 Allstedt    06311 Helbra 
 
sowie im Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Süd, Außenstelle Halle, Mühlweg 19, 
06114 Halle während der Dienststunden zur Einsichtnahme für alle Beteiligten öffentlich aus. 
 
Am 05.09.2019 wird ein Beauftragter des Amtes für Landwirtschaft,  Flurneuordnung  und  Forsten  
Süd  von  14:00  Uhr  bis 17:00  Uhr  im  Büro der Ortsverwaltung  Rothenschirmbach anwesend sein, 
um Auskünfte zu erteilen. 
 
Auf Antrag wird die neue Feldeinteilung an Ort und Stelle erläutert.  
 
Anträge auf Regelung des Nießbrauchs und der Pachtverhältnisse müssen innerhalb von 3 Monaten 
nach Erlass dieser vorläufigen  Besitzeinweisung  beim  Amt  für  Landwirtschaft,  Flurneuordnung 
und Forsten Süd gestellt werden. Später eingehende Anträge können nicht mehr berücksichtigt werden. 
Die Beteiligten können zwar bis zur Bekanntmachung der Ausführung des Flurbereinigungsplanes 
nach § 61 FlurbG noch über die alten (eingebrachten) Grundstücke grundbuchmäßig verfügen; an die 
Stelle der alten Grundstück treten aber in rechtlicher Hinsicht demnächst die neuen Grundstücke.  
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Es sollte deshalb von grundbuchmäßigen Änderungen abgesehen werden. Wenn trotzdem über ein 
Grundstück aus zwingenden Gründen verfügt werden muss, muss vorher das Amt für Landwirtschaft, 
Flurneuordnung und Forsten Süd über die Durchführung der beabsichtigten Rechtsänderung 
unterrichtet werden. 
Widersprüche  gegen  den  Inhalt  des  Flurbereinigungsplanes, besonders gegen die Zuteilung der 
neuen Grundstücke (Landabfindung),  können  die  Beteiligten  erst  später,  in  dem  Anhörungstermin 
über die Bekanntgabe des Flurbereinigungsplans, vorbringen. Zu diesem Termin wird jeder 
Teilnehmer besonders eingeladen. 
 
 
 
Im Auftrag 
 
 
Dr. Lüs    DS 
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